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as Schweizer Paar, das im
März dieses Jahres nach
acht Monaten Geiselhaft
in Pakistan freikam, muss
nichts an seine Rettung

bezahlen. Der Bundesrat hat ihnen die
Heimführungskosten von je 10 000 Fran-
ken erlassen, weil sich die beiden bereit
erklärt haben, Freiwilligenarbeit zu leis-
ten. Dies bestätigt das Aussendeparte-
ment (EDA) gegenüber dem «Sonntag».

Die Berner Polizisten David O. (32)
und Daniela W. (29) waren im Juli 2011
mit einem VW-Bus auf Urlaubsreise, als
sie im Norden Pakistans verschleppt
wurden. Gemäss offizieller Darstellung
gelang ihnen im März 2012 die Flucht,
als sie ihr Gefängnis in einem unbe-
wachten Moment verlassen und sich zu
einem Stützpunkt der pakistanischen
Armee retten konnten. Das EDA betont,
kein Lösegeld bezahlt zu haben.

DENNOCH FIELEN beim Bund während
der 259 Tage dauernden Geiselhaft subs-
tanzielle Kosten an: Rund ein Dutzend
Mitarbeiter des EDA war ständig mit
dem Fall beschäftigt. Noch am Tag der

D
Freilassung sagte Aussenminister Didier
Burkhalter deshalb, Reisende müssten
mehr Eigenverantwortung überneh-
men. Der Bund prüfe, wie weit die be-
freiten Geiseln an den Kosten beteiligt
werden könnten.

Den Betroffenen sei vom EDA eine
pauschale Beteiligung an den unmittel-
baren Repatriierungskosten von je
10 000 Franken verrechnet worden, sagt
nun EDA-Sprecher Pierre-Alain Eltschin-
ger. Dabei habe man sich auf die Praxis
in vergleichbaren Entführungsfällen
und die geltende Rechtsordnung ge-
stützt. Der Gesamtbundesrat habe dem
EDA schliesslich die Möglichkeit gege-
ben, den Betroffenen die Gebühren voll-
ständig zu erlassen, wenn sich diese zu
gemeinnütziger Freiwilligenarbeit be-
reit erklärten. «Dies ist der Fall», sagt Elt-
schinger. Die früheren Geiseln würden
nun «Präventionsarbeit» leisten. Im Rah-
men von Auftritten an Schulen und öf-
fentlichen Anlässen sollen sie auf eine
«Sensibilisierung» für Reisen in gefährli-
che Gegenden hinwirken.

Aussenpolitiker kritisieren diesen
Entscheid. «Auch wenn die beiden Perso-
nen Präventionsarbeit leisten, ist in die-
sem Fall eine angemessene Kostenbetei-

ligung angebracht», sagt Andreas Aebi
(SVP/BE), Präsident der Aussenpoliti-
schen Kommission des Nationalrats. Es
gehe nicht darum, den beiden früheren
Geiseln die gesamten Kosten aufzu-
bürden, sagt CVP-Nationalrat Gerhard
Pfister (ZG). «Wer sich aber in eine derart
gefährliche Gegend begibt, kann nicht

erwarten, dass der Steuerzahler für die
Heimführung bezahlt.» Er frage sich zu-
dem, was Prävention an Schulen bringe,
sagt Pfister. «Es sind schliesslich nicht
Kinder, die solche Abenteuerreisen un-
ternehmen, sondern Erwachsene.»

FRAGEN NACH DER HÖHE der entstande-
nen Kosten blockt das EDA genauso ab
wie ein entsprechendes Gesuch um Ak-
teneinsicht, wie sie das Öffentlichkeits-
gesetz vorsieht. Es genüge, dass der Bun-
desrat und die Finanzdelegation des Par-
laments über die Gesamtkosten infor-
miert wurden, heisst es beim EDA. Im
Fall eines Zürcher Ehepaars, das 2009 in
Mali entführt wurde, kostete die Befrei-
ung rund 5,5 Millionen Franken. Die Be-
troffenen mussten sich daran mit je
20 000 Franken beteiligen.

Auch Hannes Germann (SVP/SH),
Präsident der Aussenpolitischen Kom-
mission des Ständerats, kennt die Kosten
nicht. Eine Geldleistung der beiden Ber-
ner halte er «als Warnung an Nachah-
mer» für sinnvoll. Klar ist, dass das EDA
die Rechtsgrundlagen für eine Kosten-
übernahme verschärfen will. Mit den nö-
tigen Gesetzesänderungen befasst sich
eine Subkommission des Ständerats.
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Geiseln kommen gratis davon
Der Bund erlässt den in Pakistan befreiten Schweizern die Rettungskosten, weil sie an Schulen Präventionsauftritte halten

Stimmen Sie ab
www.sonntagonline.ch oder
E-Mail an leserbrief@sonntagonline.ch

SOLLTEN SICH DIE BEFREITEN GEISELN AN
DEN RETTUNGSKOSTEN BETEILIGEN?
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■ FRAGE DER WOCHE

Daniela W. und David O. nach ihrer Befreiung am 15. März in Islamabad. KEYSTONE

Eigentlich könnte man meinen, diese
Kühe passten ganz gut zur Schweiz: das
Fell ist rötlich-weiss gefleckt, die Konditi-
on robust, die Ansprüche ans Futter be-
scheiden. Seit sie von Schweizer Land-
wirten in den 1970er-Jahren erstmals ge-
züchtet wurden, halten Hunderte von
Bauern auf ihren Höfen Fleckviehkühe.

Den Beamten im Bundesamt für
Landwirtschaft (BLW) passen die Tiere
weniger: Viele von ihnen sind nicht rein-
rassig genug. Vor kurzem verschickte
das BLW an die Schweizer Rindviehzüch-
ter ein Schreiben, das diesen den Som-
mer verdorben hat. Im technisch gehal-
tenen Entwurf über eine neue Tierzucht-
verordnung teilt der Bund den Züchtern
mit, dass er nur noch Zuchtbeiträge an
reinrassige Tiere ausrichten werde. Weil
die Schweiz ihre Richtlinien an die EU
angleicht, wird die Zucht von gekreuz-
ten Tieren nicht mehr unterstützt.

IM VISIER DES BUNDES sind all jene Tiere,
die einen Blutanteil von weniger als 87,5
Prozent einer bestimmten Rasse aufwei-
sen. Besonders betroffen sind die Rassen
Swiss Fleckvieh und Red Holstein. Das
BLW rechnet mit insgesamt 70 000 Tie-
ren, für die keine Zuchtbeiträge mehr
fällig würden. Bei Swissherdbook, dem
grössten Rinderzuchtverband des Lan-
des, geht man hingegen von rund
120 000 Tieren aus.

Verschwinden jetzt die gefleckten
Kühe von den Schweizer Weiden? Die
Fleckviehzüchter sind jedenfalls aufge-
bracht. «Was sich der Bund ausgedacht
hat, ist der reine Irrsinn», sagt Rolf Dum-
mermuth, Präsident der IG Swiss Fleck-
vieh. Einerseits werde von den Bauern ei-
ne ökologische Tierhaltung verlangt. An-
derseits wolle der Bund nun ausgerech-
net die besonders angepasste Fleckvieh-
Rasse, die genügsam sei und mit wenig
Kraftfutter auskomme, nicht mehr un-
terstützen. «Viele Biobauern halten auf
ihren Höfen Swiss-Fleckvieh-Tiere», sagt
Dummermuth. «Sie verstehen nicht, was
das soll.» Seine IG und der Zuchtverband
Swissherdbook machen in ihrer Stel-
lungnahme an den Bund klar, dass sie
die neue Verordnung ablehnen.

DIE PLÄNE DES BUNDES markieren einen
Kurswechsel in der Tierzuchtförderung.
Bisher hatte der Bund keinen Unter-
schied zwischen reinrassigen und ge-
kreuzten Tieren gemacht. Hintergrund

der neuen Politik ist eine Anpassung an
die Zuchtbestimmungen in der EU. «Für
den Viehexport ist es wichtig, reinrassi-
ge Tiere zu haben», sagt Niklaus Neuen-
schwander, Sektionschef beim BLW.
Gleichzeitig senkt das Amt das Budget

für die Tierzuchtförderung von 30 auf
25 Millionen Franken pro Jahr. Es ist ein
Kurswechsel, für den der Berner SVP-Na-
tionalrat und Swissherdbook-Präsident
Andreas Aebi kein Verständnis hat. «Der
Bund verhält sich formalistischer als die
EU», sagt er.

Das BLW verweist darauf, dass
Zuchtorganisationen die Möglichkeit
hätten, ein Zuchtprogramm zur Bildung
einer neuen Rasse vorzulegen. Bis ein
entsprechender Eintrag im Herdebuch
(der Datenbank der Zuchttiere) vorliege,
erhielten die Züchter immerhin die
Hälfte der Beiträge. Die Landwirte beru-
higt das nicht. «Wir haben schon vor län-
gerem beschlossen, eine Rasse zu grün-
den. Bis es so weit ist, kann es aber 20
Jahre dauern», sagt Züchter Rolf Dum-
mermuth.

NICHT BESSER MACHT ES für die Bauern,
dass sie auch einen alten Brauch be-
droht sehen: die kantonalen Viehschau-
en. In Kantonen wie Bern bewerten Rich-
ter an diesen Anlässen die Tiere der Bau-
ern auf ihren Körperbau. Der Bund rich-
tet dafür Beiträge aus. Diese sollen nun
gestrichen werden, weil es sich bei den
«subjektiven Bewertungen» durch die
Experten nicht um «wissenschaftlich

und international anerkannte Leistungs-
prüfungen» handle, wie es beim Bund
heisst. Stattdessen sollen künftig Prüfer
anhand von standardisierten Erhebungs-
bögen über die Qualität der Zuchttiere
entscheiden.

Bei den Bauern löst dies Bestürzung
aus. «Die Viehschau ist einer der letzten
Orte, an denen die nicht-bäuerliche Be-
völkerung in Kontakt zur Landwirt-
schaft tritt», sagt Rolf Dummermuth.
Mit der Abschaffung der Beiträge für die
Viehschauen gehe der Bund viel zu weit,
sagt auch SVP-Nationalrat Andreas Aebi.
Er frage sich, ob sich Landwirtschaftsmi-
nister Johann Schneider-Ammann darü-
ber im Klaren sei, was seine Beamten da-
mit anrichten würden. Immerhin stam-
me Schneider-Ammann als Sohn eines
Tierarztes selbst aus einem bäuerlichen
Berner Umfeld. «Wenn diese Änderung
durchkommt, gibt es bald keine Vieh-
schauen mehr», sagt Aebi. «Das wäre das
Ende einer Tradition.»

Bund will nur noch reinrassige Kühe
Weil die Tierzuchtpolitik an die EU angeglichen wird, erhalten Züchter von gekreuzten Tieren keine Unterstützung mehr
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Züchter an der Swiss Expo 2012 in Lausanne: Viele Fleckvieh-Tiere sind dem Bund nicht reinrassig genug. KEYSTONE
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Was sich der Bund hier
ausgedacht hat,

ist der reine Irrsinn.»
ROLF DUMMERMUTH, IG SWISS FLECKVIEH

«

DER RELIGIÖS BEGRÜNDETE Entscheid des
Kinderspitals Zürich (Kispi), vorüberge-
hend keine Beschneidungen mehr durch-
zuführen, löste heftige Kritik aus. Nun
äussert sich Christoph Rehmann-Sutter,
ehemaliger Präsident der nationalen
Ethikkommission und heute Professor an
der Uni Lübeck: «Das Kispi sendet mit
dem Moratorium falsche Signale aus. Das
Argument, wonach es sich bei Beschnei-
dungen um einen medizinisch nicht indi-
zierten Eingriff handelt, ist völlig aus dem
Kontext gerissen», sagt er. Die Beschnei-
dung sei ein zentraler Teil des religiösen
Lebens von Muslimen und Juden und
tangiere somit die Religionsfreiheit.

Rehmann-Sutter stellt klar: Weder
rechts- noch gesellschaftspolitisch lasse
es sich rechtfertigen, die Beschneidung
als Körperverletzung darzustellen. El-
tern würden den Entscheid aus bestem
Wissen und Gewissen und im besten In-
teresse des Kindes fällen. «Ich hoffe, an-
dere Schweizer Kinderspitäler überle-
gen sich ein vorläufiges Beschneidungs-
verbot sehr gut.»

Auch die Zürcher GLP-Kantonsrätin
Eva Gutmann – sie ist Präsidentin der
parlamentarischen Gesundheitskommis-
sion – kann dem Beschluss wenig Positi-
ves abgewinnen und sieht darin sogar Ge-
fahren: «Beschneidungen werden fortan
womöglich privat durchgeführt, was Hy-
giene-Probleme hervorrufen könnte»,
sagt sie. Die juristischen Abklärungen er-
achte sie hingegen als «sinnvoll».

BEIM DIREKTORIUM des Universitätsspi-
tals Zürich (USZ) wollte man das Mora-
torium nicht kommentieren. Nur so
viel: «Das Kinderspital hat nur ein kur-
zes Moratorium angeordnet, um für
seine Ärzte die Rechtslage zu klären»,
sagt Jürg Hodler, stellvertretender Vor-
sitzender des USZ.

Derweil überprüft auch das Universi-
täts-Kinderspital beider Basel (UKBB) sei-
ne Praxis, wie Sprecherin Martina Bera-
nek auf Anfrage bestätigt. Der Entscheid
des Zürcher Spitals habe auch für das
UKBB eine «Signalwirkung» gehabt, sagt
sie. «Wir klären nun, wie wir damit um-
gehen wollen. Es ist aber noch kein Ent-
scheid gefällt worden.» Pro Jahr führe das
Kinderspital 50 religiös begründete Be-
schneidungen durch, sagt Beranek. Die
grosse Mehrheit der insgesamt 326 Be-
schneidungen im vergangenen Jahr habe
medizinische Gründe gehabt wie etwa
Entzündungen oder Verengungen der
Vorhaut des Penis. (AZI/LMR/HEC)

Beschneidung:
Auch Basel prüft
Moratorium


